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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Imle, Mertes, Dr. Supf, 
Opitz und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

— Drucksache IV/ 1161 — 


A. Bericht des Abgeordneten Meis 


Der Deutsche Bundestag hat den Initiativgesetz- 
entwurf in seiner 72. Sitzung am 24. April 1963 an 
den Finanzausschuß federführend und an den Aus- 
schuß für Arbeit mitberatend überwiesen. Der 
Finanzausschuß hat die Vorlage am 13. November 
1963, der Ausschuß für Arbeit hat sie am 28. Novem- 
ber 1963 beraten. Die Ausschüsse empfehlen dem 
Plenum des Bundestages übereinstimmend mit Mehr- 
heit, den Initiativgesetzentwurf abzulehnen. 

In der Sitzung des Finanzausschusses wurden die 
bei der ersten Beratung im Plenum für und gegen 
den Antrag vorgebrachten Argumente wiederholt 
und vertieft. 

Die Antragsteller bekräftigen ihre Ansicht, die 
angespannte Arbeitsmarktlage, die sich besonders 
nachteilig für Kleinbetriebe und Handwerk aus- 
wirke, rechtfertige, ja mache eine Steuerbegünsti- 
gung des Mehrarbeitslohnes geradezu notwendig. 
Nur auf diese Weise könne den Arbeitnehmern ein 
Anreiz geboten werden, in ihrer Freizeit nicht 
Schwarzarbeit zu verrichten, sondern im Betrieb 
ihres Arbeitgebers zu arbeiten. Da kein anderer 
Weg, die Schwarzarbeit zugunsten der Mehrarbeit 
im eigenen Betrieb einzuschränken, bekannt sei, 
sollte dem Antrag, trotz der Probleme, die er zu- 
gegebenermaßen aufwerfe, gefolgt werden. 

Die Mehrheit der Ausschüsse teilte diese Auf- 
fassung nicht; zu viele Gründe sprächen gegen eine 
Steuer] iche Begünstigung des Mehrarbeitslohnes. 

Zunächst der sozialpolitische Gesichtspunkt, daß 
eine solche Steuerbegünstigung dem allgemeinen 


Trend zur Verkürzung der durchschnittlichen Arbeits- 
zeit entgegenwirke. Betriebsbedingte Überstunden 
sollten regulär entlohnt und versteuert werden; 
anderweitige Arbeit während der Freizeit, die ja 
schließlich der Gesunderhaltung eines Arbeitneh- 
mers dienen solle, dürfe nicht noch steuerlich hono- 
riert werden. 

Sodann das Problem der Definition der Mehrarbeit 
— sie setze die Fiktion einer „normalen" Arbeits- 
zeit voraus. Jedermann wisse aber, daß in den ein- 
zelnen Wirtschaftsbereichen die durchschnittliche 
Arbeitszeit durchaus unterschiedlich und die Ten- 
denzen zur Verkürzung bzw. Verlängerung der 
Arbeitszeit ebenfalls höchst unterschiedlich seien. 

Rechtliche Probleme ergäben sich, wenn man von 
der tarifvertraglich festgelegten jeweiligen Arbeits- 
zeit ausgehe. Dies würde wegen der unterschied- 
lichen Regelung in den einzelnen Wirtschafts- 
bereichen zu einer bedenklichen Ungleichheit in der 
Besteuerung der Arbeitnehmer führen. Auch die 
Tatsache, daß einem Arbeitnehmer für die Einkünfte 
aus einer auf einen bestimmten Zeitraum bezogenen 
Tätigkeit eine Steuerbegünstigung eingeräumt 
würde, wohingegen dem Selbständigen, der dieselbe 
Arbeit in derselben Zeit verrichte, für die Einkünfte 
aus einer solchen Mehrarbeit keine Steuerermäßi- 
gung zugestanden würde, wäre verfassungsrechtlich 
problematisch. 

Und schließlich sprächen steuersystematische 
Überlegungen dafür, das Prinzip der Besteuerung 
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nach der Leistungsfähigkeit nicht durch die Einfüh- 
rung eines neuen Begriffs in das Einkommensteuer- 
recht, nämlich der „steuerbaren Arbeitszeit", aufzu- 
weichen, 

Namens des Finanzausschusses bitte ich daher das 
Hohe Haus, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Bonn, den 5. Dezember 1963 

Meis 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1161 — abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 5. Dezember 1963 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Meis 

Vorsitzender Berichterstatter 
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